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Nemo hat in Beat Jans einen Verbündeten
Vor zwei Jahren waren laut Bundesrat «die Voraussetzungen für ein drittes Geschlecht nicht gegeben» – das könnte sich jetzt schnell ändern

DANIEL GERNY

Wann und wo Justizminister Beat Jans
mit Nemo sprechen wird, steht noch
nicht fest. Doch dass es zu einem Treffen
kommt, machte das Justizdepartement
noch am Tag nach dem Schweizer Sieg
beim Eurovision Song Contest (ESC)
klar. Nemo will sich bei Jans für die Ein-
führung eines dritten Geschlechtes ein-
setzen. Es sei «inakzeptabel», dass non-
binäre Personen in der Schweiz nicht an-
erkannt würden, sagte Nemo in Malmö.

Tatsächlich katapultiert Nemos Sieg
das Thema in die nationale Politik.
Eigentlich hatte der Bundesrat seine
Position dazu vor noch nicht einmal
zwei Jahren klipp und klar festgelegt:
Die gesellschaftlichen Voraussetzungen
für die Einführung eines dritten Ge-
schlechts seien «derzeit nicht gegeben»,
schrieb er in einem Bericht. Nicht aus-
geschlossen, dass nun erneut Bewegung
in die Sache kommt.

Wie schnell sich Vorstellungen
ändern, zeigte sich schon bei der gleich-
geschlechtlichen Liebe. Lange war sie
tabu, und selbst die Ungleichbehand-
lung im Strafrecht dauerte noch bis in
die 1990er Jahre an. 2007 ermöglichte die
Schweiz endlich die Registrierung homo-
sexueller Paare. Noch war die Stossrich-
tung allerdings umstritten: 42 Prozent
der Stimmenden lehnten die Vorlage
ab, in sieben Kantonen verpasste sie die
Mehrheit. Einzig die traditionelle Familie
dürfe vom Staat geschützt werden, hiess
es damals bei den Gegnern.

Wie bei der Ehe für alle

14 Jahre später aber hatte der Wind end-
gültig gedreht: Die eingetragene Part-
nerschaft wurde 2021 durch die Ehe
für alle ersetzt, die homo- und hetero-
sexuelle Paare in allen Lebensbereichen
gleichstellt, inklusive des lange hochum-
kämpften Adoptionsrechts. Die Opposi-
tion hatte nun nirgendwo in der Schweiz
mehr eine Chance. Selbst konservative
Hochburgen wie Appenzell Innerrho-
den oder Schwyz, die die eingetragene
Partnerschaft noch abgelehnt hatten,
stimmten nun zu.

Vieles deutet darauf hin, dass sich
bei der Diskussion über LGBTQ+ eine
ähnliche Dynamik anbahnt – nicht erst
seit Nemos Erfolg in Malmö. In mehre-
ren europäischen Ländern ist die Ent-
wicklung bereits weit fortgeschritten:
Deutschland kennt seit einigen Jah-
ren zusätzlich zu männlich und weiblich
einen dritten Geschlechtereintrag. In
Österreich existieren sogar sechs Mög-
lichkeiten (weiblich, männlich, divers,
intersexuell, offen, kein Eintrag). Und
auch ausserhalb Europas ist es möglich,
ein drittes Geschlecht im Reisepass ein-
zutragen – in Ländern wie Argentinien,
Bangladesh, Pakistan oder Indien.

Darüber, wie viele Menschen da-
von betroffen sind, gibt es nur Schät-

zungen. In einer grossen Umfrage in 27
Ländern bezeichneten sich vor drei Jah-
ren vier Prozent der nach 1997 Gebore-
nen als transgender, nonbinär, gender-
fluid oder auf andere Art keinem der
beiden klassischen Geschlechter zuge-
ordnet. In den übrigen Altersklassen
betrug der Anteil ein Prozent. In einer
neueren Untersuchung wird dieser An-
teil für die Schweizer Bevölkerung zwi-
schen 16 und 74 Jahren auf sechs Prozent
beziffert. Gegenüber SRF erklärte San-
dro Niederer vom Transgender Network
Switzerland, hierzulande lebten «meh-
rere 10 000, wenn nicht gar 100 000 non-
binäre Personen».

Mit Beat Jans steht nun auch in der
Schweiz ein Bundesrat in der Verant-
wortung, der diesem Thema offen gegen-
übersteht – offener als seine Vorgänge-
rinnen: Aus Karin Keller-Sutters Zeit
stammt der Bericht von 2022, in wel-

chem sich der Bundesrat klar gegen die
Einführung eines dritten Geschlechts
ausgesprochen hatte. Elisabeth Baume-
Schneider gab sich zwar progressiver,
doch schien das Thema wenig Priorität
zu haben.

Im Gegenzug dazu hat Jans bei den
LGBTQ+-Anliegen schon in Basel kräf-
tig aufs Gaspedal gedrückt. Vor zwei
Jahren präsentierte er als Regierungs-
präsident einen in der Deutschschweiz
einzigartigen Entwurf für ein neues
Gleichstellungsgesetz, der auch lesbi-
sche, schwule, bisexuelle, trans- und
intersexuelle Personen einschloss. Die
Vorlage löste heftige Reaktionen aus.
Vor allem Feministinnen der 1970er und
1980er Jahre befürchteten, damit würde
die lange erkämpfte Gleichstellung der
Frau abgewertet. Im Januar wurde das
Gesetz vom Parlament in etwas abge-
schwächter Form gutgeheissen.

Bemerkenswerter als das Gesetz sel-
ber, dessen Auswirkungen überschaubar
sind, war die Klarheit, mit der Jans die
Besserstellung von LGBTQ+-Menschen
vorantrieb. Im Begleitbericht hiess es, mit
dem Gesetz werde «ein zeitgemässes Ge-
schlechtermodell» verankert, «das sich
von Binarität und Heteronormativität
verabschiedet». Geschlecht und sexuelle
Orientierung müssten «in ihrer Vielfalt
gedacht» werden. Die Gesetzesrevision
wurde wenige Jahre zuvor von einer grü-
nen Kantonsparlamentarierin initiiert:
von Nora Bertschi, die heute das Gene-
ralsekretariat im Justizdepartement von
Beat Jans führt. Schon deshalb wäre es
eine Überraschung, wenn das Thema im
Bundeshaus liegenbliebe.

Im Herbst beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zudem damit, aufzuzei-
gen, mit welchen Massnahmen die Situa-
tion von nonbinären Personen verbes-

sert werden könne. Dies müsse gesche-
hen, ohne dass das binäre Geschlechter-
modell rechtlich aufgegeben werde.

Gesellschaftliches Umdenken

Auf Nachfrage erklärte das Bundesamt
für Justiz (BJ), eine interdisziplinäre Be-
gleitgruppe habe dazu Ende April eine
erste Sitzung durchgeführt. Ihr gehören
Interessenvereinigungen von nonbinären
Personen, Experten aus Ethik, Medizin,
Recht und Sozialwissenschaften sowie
Vertreter von Bund und Kantonen an.

Denkbar ist, dass Jans auch auf Bun-
desebene beim Gleichstellungsgesetz
ansetzt und dessen Geltungsbereich
auf LGBTQ+-Personen ausdehnt. Dar-
auf deuten auch Aussagen des BJ hin:
Es gehe insbesondere darum, Probleme
und Diskriminierungen zu beschreiben,
mit denen nonbinäre Personen konfron-
tiert seien – und welche Massnahmen die
Situation verbessern könnten, so das BJ
gegenüber der NZZ.

Jans könnte darüber hinaus eine dritte
Geschlechterkategorie für gewisse Aus-
weispapiere vorschlagen, sonst aber
die Unterscheidung zwischen Mann
und Frau beibehalten. Vorstellbar wäre
schliesslich eine Erweiterung der Anti-

rassismusstrafnorm. Da das Parlament
zurzeit berät, ob auch Diskriminierun-
gen aufgrund des Geschlechts unter die
Bestimmung fallen sollen, wäre eine Aus-
weitung auch auf das Kriterium der Ge-
schlechtsidentität einfach machbar.

Solche Anpassungen wären weni-
ger weitreichend als die Schaffung eines
dritten Geschlechtes und einfacher rea-
lisierbar. Denkbar wäre aber auch ein
radikaler Ansatz, nämlich der gänzliche
Verzicht auf die Registrierung des Ge-
schlechts. Politisch hätte dies heute noch
weniger Chancen als die Schaffung eines
dritten Geschlechtes. Entscheidend dafür,
wie die Schweiz in Zukunft mit nonbinä-
ren Personen umgeht, werden aber ohne-
hin nicht rechtliche Details sein. Sondern
die Frage, wie sich der Blick auf Personen
ändert, die sich weder als Mann noch als
Frau identifizieren können.

Die Binarität der Geschlechter sei
kein rechtliches Konzept, sondern ein
gesellschaftliches, schrieb der Bundesrat
vor zwei Jahren in seinem Bericht tref-
fend: «Das Recht soll hier nachvollzie-
hen, was in der Gesellschaft akzeptiert
ist und dem allgemeinen Rechtsempfin-
den entspricht.»

Jans hat bei den
LGBTQ+-Anliegen
schon in Basel kräftig
aufs Gaspedal ge-
drückt.

Der Wettstreit um die Austragung des Song Contest ist lanciert
Erste Schweizer Städte bringen sich für 2025 in Stellung

KEVIN WEBER

In der Schweiz herrscht diese Tage
Nemo-Manie.Am Sonntagabend wurde
Nemo nach seinem Sieg am Eurovision
Song Contest (ESC) am Flughafen in
Zürich von Fans mit frenetischem Ju-
bel empfangen. Sie hissten Transpa-
rente und die schwarz-weiss-lila-gel-
ben Nonbinären-Flaggen. Justizminis-
ter Beat Jans gratulierte Nemo per SMS
und stellte ein Treffen in Aussicht, um
dabei «auch über queere Rechte zu
sprechen».

Am Abend zuvor hatte Nemo mit
«The Code» in Malmö den Eurovision
Song Contest gewonnen. Mit dem Sieg
steht fest: Die Schweiz wird im Mai 2025
eines der weltweit grössten TV-Events
durchführen. 2025 wird der ESC zum
dritten Mal in der Schweiz über die

Bühne gehen. 1956 fand die Erstaus-
tragung im Teatro Kursaal in Lugano
statt, 1989 im Palais de Beaulieu in Lau-
sanne. Das Teilnehmerfeld ist von 22
auf 37 Länder gewachsen. Die Europäi-
sche Rundfunkunion (EBU) verlangt
von den veranstaltenden Städten, dass
sie eine Halle für mindestens 10 000 Zu-
schauer und Tausende von Hotelbetten
zur Verfügung stellen können und die
Anbindung an einen internationalen
Flughafen.

Grosses mediales Echo

Doch was bringt der ESC der Stadt, die
ihn austrägt? Für Roland Scherer, Regio-
nalwissenschafter an der Universität
St. Gallen, bietet der Anlass sowohl dem
Veranstaltungsort als auch dem Stand-
ort Schweiz eine hohe mediale Aufmerk-

samkeit. Der Anlass werde auch viele
Touristen in die Schweiz bringen.

Ein Anlass einer solchen Grösse
müsse immer ins Gesamtsystem eines
Landes passen, sagt Scherer. In der
Schweiz sei das durchaus der Fall. Dies
zeigten Erfahrungen mit Sportanlässen
wie der Ski-Weltmeisterschaft 2017 in
St. Moritz. «Hier wurde der Event dazu
genutzt, um touristische Infrastrukturen
weiterzuentwickeln.» Für einen nachhal-
tigen und langfristigen Nutzen müssten
sich die Veranstalter aber die Frage stel-
len: «Was wollen wir mit diesem Gross-
anlass auch langfristig erreichen?» Bei
einer einmaligen Durchführung bestehe
die Gefahr, dass es keine nachhaltigen
Effekte gebe. Eine solche Entwicklung
sei beispielsweise bei Sportgrossanlässen
zu sehen. «Sie sorgen kurzfristig für eine
erhöhte Tourismusnachfrage. Der posi-

tive Effekt verpufft aber relativ schnell.»
In der Schweiz wären genügend Infra-
strukturen für die Durchführung vor-
handen. In Zürich (Hallenstadion), Genf
(Palexpo) oder Basel (St.-Jakobs-Halle)
stehen Hallen zur Verfügung, die die Kri-
terien der EBU erfüllen.

Genf hat sich am Sonntag bereits für
die Austragung beworben. Ein entspre-
chendes Dossier sei eingereicht worden,
teilte der Messekomplex Palexpo mit. In
Zürich ist das Hallenstadion «prädesti-
niert für den ESC», wie dessen Direk-
tor Philipp Musshafen sagte. Die Stadt
Zürich ist ebenfalls nicht abgeneigt,
und sogar Politikerinnen und Politiker
machen sich in einem Vorstoss für den
Standort stark. Auch die Städte Basel
und St. Gallen haben Interesse angemel-
det. Und ESC-Gewinner Nemo hätte die
Austragung am liebsten in seiner Hei-

Der Erfolg des nichtbinären Nemo am Eurovision Song Contest in Malmö wird einiges in Bewegung bringen. F. SANDBERG / TT / IMAGO

Den grössten Teil
der Kosten muss
das Gastgeberland
tragen.
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Die Uni-Proteste säen Zwist
Die Resonanz der Pro-Palästina-Demonstrationen ist beim Grossteil der Studenten gering

KATHARINA FONTANA, ANDRI NAY

Die propalästinensischen Proteste
haben am Sonntag die Universität Bern
erreicht. Die Unitobler wurde besetzt,
im Gebäude patrouillierten laut An-
gaben der Universität vermummte Ge-
stalten. Dass ausgerechnet die Unito-
bler als Ort der Besetzung auserkoren
wurde, kommt nicht von ungefähr. Sie
ist Sitz der philosophisch-historischen
Fakultät samt dem Institut für Nahost-
studien. Dieses hatte im letzten Oktober
für unrühmliche Schlagzeilen gesorgt.
Ein Dozent hatte in einem Tweet den
Hamas-Terror gegen Israel gefeiert und
wurde fristlos entlassen. Die daraufhin
von der Universität angeordnete Unter-
suchung zeigte, dass das Institut deutlich
propalästinensisch geprägt war.

«Zionistischer Professor»

Die Berner Uni-Besetzer sehen in der
personellen Massnahme eine Form der
Zensur und Repression, wie sie schrei-
ben. Gleichzeitig bleibe «ein zionisti-
scher Professor, der einem Studenten
gegenüber handgreiflich wurde, nahezu
frei von Konsequenzen». Der besagte
Professor heisst Axel Franzen und lehrt
am Institut für Soziologie. Er hatte sich
vor ein paar Wochen mit einem Studen-
ten eines marxistischen Uni-Vereins an-
gelegt, der entgegen der Hausordnung
mit einem Palästina-Schild an der Uni-
versität unterwegs gewesen war. Dabei
hatte er sich «im Eifer des Gefechts»,
wie er sagt, zu einem Schubser hinreis-
sen lassen. Die Szene wurde von einer
Kollegin des Studenten gefilmt, dieser
beklagte sich über den «tätlichen Vor-
fall», der Professor wurde von der Uni-
leitung abgemahnt.

Ein derart energisches Vorgehen, wie
Axel Franzen es zeigte, ist zwar unüblich.
Franzen ist aber überzeugt, dass die
Mehrheit seiner Kollegen die propaläs-
tinensischen Aktivitäten und die Forde-
rungen der Besetzer ebenfalls ablehne.
Dass sich bis jetzt nur einzelne Professo-
ren klar gegen die Vorkommnisse stell-
ten, sei verständlich. Generell hielten sich
Professoren mit politischen Urteilen zu-
rück, denn das vertrage sich nicht mit der
Lehrtätigkeit. Zudem sei die Hürde, sich
zu exponieren, hoch. Komme hinzu, dass
die Forderungen der Besetzer derart ab-

surd seien, dass man inhaltlich gar nicht
darüber diskutieren müsse.

Der Wert der Meinungsfreiheit sei
hochzuhalten, gerade an einer Universi-
tät, doch bei den Besetzungen handle es
sich um eine Form von Antisemitismus.
Er könne nicht verstehen, warum die jun-
gen Leute die Parallelen nicht erkennten
zwischen einem Wissenschaftsboykott
und dem «Kauft nicht bei Juden»-Ruf im
«Dritten Reich», sagt Franzen.

Aus dem Gespräch mit anderen Ber-
ner Professoren geht hervor, dass die Pro-
teste unterschiedlich beschäftigen und je
nach Fakultät gar kein Thema sind. Die
grosse Mehrheit der Dozenten stehe im
Nahostkrieg weder eindeutig auf der
einen noch auf der anderen Seite, heisst
es. Zudem ärgert man sich darüber, dass
ein paar wenige, laute Aktivisten die Uni-
versität Bern ins Zentrum der Auseinan-
dersetzungen rücken und dem Ruf der
Institution Schaden zufügen. Die Uni-
versitätsleitung akzeptiert die Besetzung
nicht, wie sie am Montag mitteilte.

In Bern präsentiert sich die Lage da-
mit anders als in Lausanne. An der dor-
tigen Universität haben zahlreiche Per-
sonen aus dem Lehrbetrieb einen Rund-
brief unterzeichnet, in dem sie sich mit
den Demonstranten solidarisieren und
grundsätzlich auch die Forderung des wis-
senschaftlichen Boykotts von israelischen
Hochschulen mittragen. Darauf haben
andere Dozenten reagiert: Sie sprechen
sich in einem Gegenbrief gegen jede Mili-
tanz und für die Meinungsvielfalt aus.

Bei den Berner Studentinnen und
Studenten scheint der Aufruf zum Wi-
derstand auf wenig bis gar keine Reso-
nanz zu stossen. Der Grossteil von ihnen
hat im Moment ohnehin anderes zu tun,
als ihre Zeit mit einer Besetzung zu ver-
bringen. Die Semesterprüfungen fan-
gen demnächst an, und wer dem Stu-
dium Priorität gibt, ist jetzt absorbiert.
Bei den Besetzern handelt es sich um
eine lautstarke Minderheit, die zwar für
sehr viel Aufmerksamkeit sorgt, aber für
die Studentinnen und Studenten nicht
repräsentativ ist. Die grosse Mehrheit
schweigt und lernt.

Und wie sehen es die Verbände der
Studierenden? An der Universität Genf
solidarisiert man sich mit den dortigen
Protesten und lehnt das Ultimatum ab,
das die Universitätsleitung gestellt hat.
Ganz anders die Studierendenschaft der

Universität Bern. Sie verurteilt die For-
derung der Besetzer, die Zusammen-
arbeit mit israelischen Forschungsinsti-
tutionen zu beenden.

Sie schreibt in einer Stellungnahme:
«Es darf keine Hochschule oder Gruppe
von Forschenden aus politischen Grün-
den und aufgrund ihrer ethnischen oder
religiösen Herkunft von einer Zusam-
menarbeit ausgeschlossen werden.»

Sandro Arnet und Tim Röthlisber-
ger sitzen im Vorstand der Studierenden-
schaft. Diesen Satz fetteten sie ein, weil
er direkt auf die Forderungen der Protes-
tierenden eingehe. Nämlich: jegliche Zu-
sammenarbeit mit israelischen Hochschu-
len und Forschenden einzustellen.

Sie erzählen, dass Christian Leumann,
Rektor der Universität Bern, am Mon-
tag die Proteste besucht habe. Als er die
Position der Universitätsleitung habe
verlesen wollen, sei er mit Parolen über-
tönt und ausgebuht worden. Für die bei-
den Studierenden ist dieses Verhalten in-
akzeptabel. «Das ist keine Art, wie man
miteinander diskutiert.»

Aktion stört Prüfungsphase

Auch in Basel haben die Proteste begon-
nen. Eine Gruppe Studierende hat am
Montag an der Universität Basel einen
Hörsaal besetzt, worin gemäss Informa-
tionen der Studierendenschaft eine Prü-
fung hätte stattfinden sollen. Hinter-
grund der Proteste ist, dass die Univer-
sität Basel seit Montag den Zugang auf
Interne beschränkt.

Der Studierendenverband der ETH
Zürich (VSETH) verurteilt die Aktion
von vor einer Woche, als rund hundert
Personen einen akademischen Boykott
Israels forderten. Bei der Kundgebung
seien rote Linien überschritten worden,
sagt die VSETH-Präsidentin Julia Bog-
dan. Deshalb befürwortete der Verband
die Räumung der unbewilligten Protest-
aktion durch die Polizei.

Die Demonstrierenden, unter ihnen
Externe, hätten im Hauptgebäude Paro-
len wie «From the river to the sea» geru-
fen und damit Israel die Daseinsberech-
tigung abgesprochen. Diskriminierende
Botschaften hätten an der ETH Zürich
nichts verloren, sagt Bogdan: «Es kann
nicht sein, dass sich die eigenen Studie-
renden an der Universität nicht mehr
wohlfühlen.»

Liechtenstein fehlen Arbeitskräfte
Regierung und Wirtschaftsverbände wollen mehr Frauen und Ältere mobilisieren

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Der Wirtschaftsplatz Liechtenstein er-
freut sich seit Jahren einer robusten Ver-
fassung. Die erfreuliche Einschätzung
wird allerdings durch den Umstand ge-
trübt, dass die Unternehmen nicht ge-
nügend Arbeitskräfte finden.

Eine vom Ministerium für Wirtschaft
im vergangenen Jahr eingesetzte Arbeits-
gruppe mit Vertretern aus Politik, Wirt-
schaftsverbänden und Wissenschaft hat
nun ihre Vorschläge veröffentlicht, wie
der Fach- und Arbeitskräftemangel be-
hoben oder abgemildert werden könnte.
Den Schwerpunkt legt die Arbeitsgruppe
auf Massnahmen zur Ausschöpfung des
inländischen Arbeitskräftepotenzials, ins-
besondere durch einen stärkeren Einbe-
zug von Frauen und Anreize zur Weiter-
beschäftigung älterer Arbeitskräfte. Als
zentral wird aber auch die bessere Er-
reichbarkeit der Arbeitsplätze in Liech-
tenstein für die im Ausland wohnhaften
Arbeitskräfte erachtet.

1000 offene Stellen

Derzeit seien rund 1000 unbesetzte Jobs
bei den Behörden gemeldet, erklärt
Markus Biedermann, Generalsekretär
im Wirtschaftsministerium. Da es keine
Meldepflicht gibt, könnten es aber durch-
aus mehr sein. Ende 2023 registrierte die
Beschäftigungsstatistik insgesamt 43 060
Voll- und Teilzeitbeschäftigte, womit die
Zahl der Beschäftigten im Vergleich zum

Vorjahr um 1,3 Prozent angestiegen ist.
Das ist aber nicht genug für die Nach-
frage der Wirtschaft, denn laut Kon-
junkturumfrage bezeichnet jedes vierte
Unternehmen den Arbeitskräftemangel
als Leistungshemmnis.

Ein Blick auf die Entwicklung der
Bevölkerung zeigt, dass in den kommen-
den zehn Jahren mehr Erwerbstätige aus
dem Arbeitsprozess ausscheiden, als im
Inland ins Berufsleben eintreten werden.
Im Unterschied zu früheren Prognosen,
betont der Bericht der Arbeitsgruppe
«Arbeitskräftemangel», habe die tech-
nologische Entwicklung und die Digita-
lisierung ausserdem nicht zu einem Ver-
lust von Arbeitsplätzen geführt, sondern
zusätzliche Jobs geschaffen.

Vor diesem Hintergrund haben Stu-
dien der Zukunftsstiftung Liechten-
stein schon auf die Notwendigkeit hin-
gewiesen, ungenutztes Potenzial an
Arbeitskräften verstärkt zu aktivie-
ren. Die Arbeitsgruppe Arbeitskräfte-
mangel hat diese Anregung aufgenom-
men. Die Erwerbsbeteiligung der Frauen
sei in Liechtenstein geringer als in der
Schweiz, Österreich oder Deutschland.
Um den Anteil der Frauen zu erhöhen,
brauche es allerdings flexible Arbeits-
modelle mit Teilzeitangeboten oder
Home-Office.

Ebenso schlägt die Arbeitsgruppe
vor, die Attraktivität für den Verbleib
von Arbeitskräften nach dem ordent-
lichen Pensionsalter zu erhöhen. Ein er-
heblicher Teil der älteren Arbeitnehmer

wählt derzeit die vorzeitige Pensionie-
rung, weil dies gefördert wurde. Diese
Förderung sollte gestoppt werden, emp-
fiehlt die Arbeitsgruppe und regt gleich-
zeitig die Überprüfung des ordentlichen
Rentenalters mit 65 Jahren an.

Die Arbeitsgruppe ist sich aller-
dings bewusst, dass das Rekrutierungs-
potenzial der lokalen Bevölkerung nicht
ausreichen wird. Schon jetzt sind die
Unternehmen auf Grenzgänger aus der
Schweiz, Österreich und dem deutschen
Bodenseeraum angewiesen. Mehr als die
Hälfte der Arbeitsplätze werden derzeit
von diesen Zupendlern besetzt.

Zuwanderung unerwünscht

Eine verstärkte Zuwanderung steht auf-
grund der Kleinheit des Landes nicht
zur Diskussion. An der restriktiven Zu-
wanderungspolitik möchte Liechtenstein
derzeit nicht rütteln. Denn einerseits gilt
seit Jahrzehnten die sogenannte Drittel-
begrenzung, wonach der Anteil der aus-
ländischen Wohnbevölkerung nicht mehr
als ein Drittel der gesamten Einwohner-
zahl ausmachen darf, andererseits möchte
man die im EWR-Abkommen ausgehan-
delte Begrenzung der Personenfreizügig-
keit nicht aufs Spiel setzen.

Der Preis dafür wird mit der täglichen
Verkehrsbelastung durch die über 20 000
Grenzgänger bezahlt, die regelmässig zu
Verkehrsstauungen führt. Die Arbeits-
gruppe kritisiert diese Situation und for-
dert hier eine rasche Verbesserung.

Biel wird
über Nacht weltberühmt
Die Stadt des Kreativen hat die Position des Nonbinären
zum Prinzip erhoben

SAMUEL TANNER

Am vergangenen Wochenende wurde
Biel, die Heimatstadt von Nemo, in
transeuropäische Zusammenhänge ge-
rückt – und man kann dem Stadtpräsi-
denten nicht vorwerfen, er habe den
Moment nicht genutzt. Es war später
Sonntagabend, und Nemo gab nach sei-
ner Rückreise vom Eurovision Song Con-
test (ESC) in Malmö eine Pressekonfe-
renz in Zürich, da meldete Erich Fehr die
Ansprüche seiner Stadt an.

«Ist Biel noch im Rennen?», fragte
Nemo, als der Unterhaltungschef des
Schweizer Fernsehens über mögliche
Austragungsorte des ESC 2025 in der
Schweiz sprach. «Klar!», rief jemand aus
dem Publikum. Es war Erich Fehr, der
Stadtpräsident. Er durfte dann kurz nach
vorne kommen, zu den Mikrofonen, ins
Licht. Er trug den Pin seiner Stadt am
Revers, und sah sehr stolz aus. «Nemo ist
sensationell», sagte Fehr, «und Nemo sagt
immer auch: ‹Ich bin Biel.› Das freut uns
ganz besonders.» Fehr vergass auch nicht,
den Slogan seiner Stadt zu platzieren: «Ici
c’est Bienne!» Dann sagte er, mindestens
die Opening Session des nächsten Euro-
vision Song Contests müsse in Biel statt-
finden – und weil es ihm gerade so gut lief,
setzte er am Ende noch eine Pointe: Man
suche einen starken Partner, zum Beispiel
Bern. «Zürich ist naheliegend.» Kunst-
pause. «Aber nicht zwingend.»

In der Nacht davor hatte eine Repor-
terin des «Bieler Tagblatts» einen grossen
Auftritt. Sie war nach Malmö gereist, um
Nemo nach dem grossen Sieg «als erste
Journalistin» zu befragen. Und sie nutzte
die Gelegenheit, um zu sagen, wie «un-
glaublich stolz» Biel sei. Nemo erklärte:
«An alle, die daheim in Biel zugeschaut
haben – in einer Stadt so voller Kreati-
vität; wo Leute, die anders sind, als etwas
Gutes gesehen werden – ich schicke euch
so viel Liebe!» Die Bieler Reporterin
meldete in die Heimat: «Auch mitten in
der Nacht denkt Nemo an Biel.» Das Ge-
fühl dieser Tage: Biel wird weltberühmt.

Die Dazwischen-Stadt

Biel ist nicht nur die Heimatstadt von
Nemo, sondern auch die Nemo-Haupt-
stadt. Es kann kein Zufall sein, dass diese
Stadt berühmt wird durch einen non-
binären Star. In Biel ist vieles möglich –
was in der Geschichte begründet liegt: Es
war lange ein Dorf, wurde erst spät zur
Stadt. Einen Adel gibt es deshalb nicht.
Hier kann auch ein Niemand (lateinisch
nemo) immer jemand werden.

Biel hat die Position des Nonbinä-
ren, zwischen deutscher und französi-
scher Sprache, zwischen bernischen und
jurassischen Einflüssen, inzwischen zum
Prinzip erhoben. Der neuen Stadtord-
nung ist eine Präambel vorangestellt, in
der Biel als eine Stadt beschrieben wird,

«die nicht Hauptstadt sein muss». Biel ist
eine Dazwischen-Stadt. «Biel muss nicht.
Biel darf, kann und soll.» Eine Stadträtin
der SVP hatte sich dafür eingesetzt, dass
die Zeile «Biel muss nicht» gestrichen
wird. Sie fand, das klinge nach Rebellion.
Natürlich blieb die Zeile stehen.

Revolution, Revolution

Bevor Biel berühmt wurde, war es be-
rüchtigt. Es gab immer Platz für alles:
In den 1960er und 1970er Jahren ent-
stand hier eines der schweizweit ersten
autonomen Jugendzentren – es steht bis
heute. Die Zeiten waren wild. Hotcha,
ein stadtbekannter Musiker, sagte ein-
mal: «Irgendwann ging immer die Musik
an, und einer sang: ‹Revolution, Revolu-
tion.›» Und im Café Odéon an der Bahn-
hofstrasse traf sich eine ganz eigene Geis-
teselite, wie sich der bekannte Journalist
Peter Rothenbühler in seiner Biografie
erinnert: «Aus der Pfarrfamilie kam ich
also unter die Zöllner und Huren, wie
Jesus gesagt hätte: Künstler, Musiker,
Schriftsteller, Politiker aller Couleur,An-
wälte, Uhrenhändler und Uhrenschieber,
(. . .) ja sogar ein ‹Umgebauter› gehörten
zur Stammkundschaft.»

In den 1980er und 90er Jahren wurde
die Stadt durch eine schwere Wirtschafts-
krise gezeichnet – bis heute taucht sie in
Schulden-, in Sozialhilfe-, in Kriminali-
tätsstatistiken vorne auf. Gleichzeitig hat
sich Biel immer wieder gegen Grosspro-
jekte der Aufwertung gewehrt, gegen eine
Autobahn, gegen eine Überbauung am
See. Biel ist tief verschuldet, aber in Biel
gibt es günstigen Freiraum. Die Stadt ver-
wünscht diesen Ruf, und sie lebt von ihm.

Erich Fehr, der Stadtpräsident, hat ein-
mal gesagt: «Natürlich lebt Biel auch da-
von, etwas Unfertiges zu haben. Bei uns
ist nicht immer alles gepützerlet, das ist
hier keine Swiss-Miniature-Veranstal-
tung.» Aber er sagt auch: «Biel ist nur
möglich mit einer guten Durchmischung,
und dazu gehören auch gute Steuerzahler.
Gehen Sie nach Zug, wo es nur Reiche
gibt, das ist nicht lustig. Aber nur Arme,
das ist auch eine Ghettoisierung.»

Wer über Biel spricht, ist es gewohnt,
die Widersprüche nebeneinander ste-
hen zu lassen – sie lassen sich nicht auf-
lösen. Vielleicht ist es sogar so, dass erst
aus diesen Widersprüchen die spezifisch
bielerische Kreativität erwächst, über die
man in der Stadt gerne spricht.

Im nächsten Jahr, wenn der ESC in
der Schweiz ausgetragen wird, wäre Biel
gerne eine Art Hauptstadt, auch wenn
es sonst eine Dazwischen-Stadt ist. Das
ist der Anspruch, den der Stadtpräsi-
dent in der Sonntagnacht formulierte.
Am Montag hiess es aber bereits, wer
den ESC wolle, müsse viel dafür bezah-
len. Biel rückte in diesen Berichten, je
länger der Tag dauerte, desto mehr zwi-
schen die Zeilen.

matstadt Biel. Das verleitete den Bieler
Stadtpräsidenten Erich Fehr zur Idee
einer Zusammenarbeit mit der Stadt
Bern, wie er am Sonntag sagte. Bern wie-
derum will eine Zusammenarbeit prüfen,
sofern es der volle Veranstaltungskalen-
der der Bundesstadt zulässt.

Kritische Stimmen

Auf Kantonsebene formiert sich hin-
gegen bereits der erste Widerstand.
«ESC: Bleib’ fern von Bern», schrieb
der Berner Regierungspräsident und
Sicherheitsdirektor Philippe Müller in
einem Beitrag auf X – und bezeichnete
den Anlass als «durch & durch korrupt».

Bisher kaum einThema sind die hohen
Kosten einer Austragung. Die EBU stellt
dem Gastgeberland etwas mehr als sechs
Millionen Franken zur Verfügung. Die-

ser Betrag setzt sich aus den Beiträgen
der teilnehmenden Rundfunkanstalten
zusammen. Den grössten Teil der Kos-
ten muss aber das Gastgeberland tra-
gen. Die aserbaidschanische Hauptstadt
Baku liess sich den ESC 2012 fast 70 Mil-
lionen Franken kosten. Malmö wendete
2013 rund 14 Millionen auf.

Auch auf die Fernsehanstalten
kommt einiges zu. Für den ESC 2015
in Österreich beliefen sich die Kosten
für den Sender ORF auf rund 14 Mil-
lionen Franken, wie der «Blick» jüngst
schrieb. Die Werte dürften für SRF, das
für die Veranstaltung in der Schweiz ver-
antwortlich ist, als Referenz dienen. Die
SRG will sich nun mit einer Task-Force
an die Planung des Anlasses machen.
Im September soll entschieden werden,
welche Schweizer Stadt den ESC 2025
ausrichten wird.


